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1. Anlass und Ziele der Planung 

Insbesondere durch eine geänderte Mobilitätsbereitschaft der Kunden ist seit Jah-

ren eine verstärkte Nachfrage von Einzelhandelsstandorten in städtebaulich nicht 

integrierten Lagen, wie z.B. entlang von Hauptverkehrsstraßen oder Gewerbege-

bieten, zu beobachten. Diese Nachfrage wird zusätzlich dadurch verstärkt, dass 

die Einzelhändler in diesen städtebaulich nicht integrierten Lagen häufig große so-

wie gut zugeschnittene, günstige Grundstücke vorfinden. Die Ansiedlung von Ein-

zelhandelsnutzungen, insbesondere mit nahversorgungs- und zentrenrelevanten 

Sortimenten, in nicht integrierten Lagen bzw. den Randbereichen eines Stadtge-

biets hat jedoch in aller Regel eine Schwächung der bestehenden zentralen Ver-

sorgungsbereiche und integrierten Lagen einer Kommune zur Folge.  

Zur Entwicklung und zum Schutz der Funktionsfähigkeit des Innenstadtzentrums 

und des Nahversorgungszentrums von Halver sowie zum Schutz der zentralen Ver-

sorgungsbereiche der Nachbarkommunen sollen demnach gemäß den Empfehlun-

gen des vom Rat beschlossenen Einzelhandelskonzepts in den nicht integrierten 

Lagen des Stadtgebiets Einzelhandelsbetriebe mit nahversorgungsrelevanten Sor-

timenten ausgeschlossen bzw. mit zentrenrelevanten Sortimenten eingeschränkt 

werden. Gemäß einer weiteren Empfehlung des Einzelhandelskonzepts soll zur 

Bündelung des Einzelhandelsangebotes zudem großflächiger nicht-zentrenrelevan-

ter Einzelhandel primär im Sonderstandort „Hagener Straße/ Märkische Straße“ 

sowie alternativ im Innenstadtzentrum und nicht mehr in den nicht integrierten 

Lagen angesiedelt werden.   

Viele rechtskräftige Bebauungspläne der Stadt Halver, die Misch-, Gewerbe- oder 

Industriegebiete festsetzen, enthalten jedoch keine Festsetzungen zur Regelung 

bzw. Einschränkung von Einzelhandelsbetrieben. Insbesondere Bebauungspläne, 

die vor der seit 1990 geltenden Fassung der BauNVO in Kraft getreten sind, sind 

nicht ausreichend vor einer ungewünschten Einzelhandelsansiedlung geschützt. 

Die Fassungen der BauNVO vor 1990 lassen im Gegensatz zur aktuell gelten Fas-

sung der BauNVO großflächige Einzelhandelsbetriebe in Misch-, Gewerbe- und In-

dustriegebieten teilweise uneingeschränkt zu.   

Um die Ansiedlung von Einzelhandelsbetrieben in den Bereichen außerhalb der 

zentralen Versorgungsbereiche künftig zu steuern, hat der Rat der Stadt Halver 

am 21.06.2010 die Einleitung der Änderung von insgesamt 14 Bebauungsplänen 

beschlossen, die alle entweder Misch-, Gewerbe- und/ oder Industriegebiete fest-

setzen und vor der Novellierung der BauNVO 1990 in Kraft getreten sind.   

Zu diesen Bebauungsplänen gehört auch der Bebauungsplan Nr. 7 „Industriegebiet 

Löhbach“, der seit 22.03.1966 rechtskräftig ist. Der Bebauungsplan umfasst das 

gesamte Gewerbe- und Industriegebiet Löhbach, nördlich der Remscheider Straße 

(B 229) und westlich der Dortmunder Straße (L 528), im Nordwesten von Halver. 

Um innerhalb des Gewerbe- und Industriegebiets weiterhin vorrangig Betriebe des 

produzierenden und verarbeitenden Gewerbes sowie des klassischen Dienstleis-

tungsgewerbes mit einer möglichst großen Zahl von Arbeitsplätzen anzusiedeln, 

sollen durch die Änderung des Bebauungsplans auch Vergnügungsstätten sowie 

Bordelle und bordellartige Betriebe ausgeschlossen werden. 
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Neben dem Ausschluss bzw. der Steuerung von baulichen Nutzungen soll die Be-

bauungsplanänderung auch gleichzeitig die Zulässigkeit von Werbeanlagen regeln, 

um negative optische Auswirkungen auf das Ortsbild durch zu große oder beson-

ders störende Werbeanlagen im öffentlichen Raum zu vermeiden. 

2. Abgrenzung des Geltungsbereiches 

Der räumliche Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung liegt im Nordwesten 

von Halver und umfasst eine Fläche von ca. 25 ha. 

Der Geltungsbereich wird  

• im Norden durch den Löhbach sowie landwirtschaftliche Flächen, 

• im Osten durch den Löhbach sowie die Dortmunder Straße (L 528), 

• im Süden durch die gemischt genutzte Bebauung entlang der Remscheider 

Straße (B 229) sowie Hagener Straße und 

• im Westen durch den Schwarzenbach sowie landwirtschaftliche Flächen be-

grenzt. 

Die genauen Abgrenzungen des Geltungsbereiches sind dem Bebauungsplan zu 

entnehmen. 

3. Verfahrensablauf 

Der Rat der Stadt Halver hat in seiner öffentlichen Sitzung am 21.06.2010 gemäß 

§ 2 BauGB beschlossen, das Verfahren zur 9. Änderung des Bebauungsplans Nr. 7 

„Industriegebiet Löhbach“ einzuleiten. Zudem wurde die Durchführung einer Bür-

gerversammlung beschlossen. 

4. Übergeordnete Planungen und bestehendes Planungs- und Fach-
recht  

4.1 Landes- und Regionalplanung 

Landesplanung 

Bei der Ansiedlung großflächiger Einzelhandelsbetriebe sind auf der überörtlichen 

Ebene in erster Linie die Ziele und Grundsätze 6.5-1 bis 6.5-10 des seit 2017 gel-

tenden Landesentwicklungsplans Nordrhein-Westfalen (LEP NRW) in der geltenden 

Fassung der 1. Änderung vom 06.08.2019 zu berücksichtigen. Zielsetzung ist die 

Sicherung der zentralen Versorgungsbereiche einerseits und der wohnungsnahen 

Grundversorgung der Bevölkerung andererseits. Für die geplante Bebauungs-

planänderung sind insbesondere folgende Ziele und Grundsätze relevant: 

• Ziel 6.5-1: Standorte des großflächigen Einzelhandels dürfen nur in regio-

nalplanerisch festgelegten Allgemeinen Siedlungsbereichen dargestellt und 

festgesetzt werden. 

• Ziel 6.5-2: Standorte des großflächigen Einzelhandels mit zentrenrelevanten 

Kernsortimenten dürfen nur in bestehenden oder neu geplanten zentralen 

Versorgungsbereichen in städtebaulich integrierten Lagen zugelassen wer-

den.  

• Ziel 6.5-5: Großflächige Einzelhandelsbetriebe mit nicht-zentrenrelevantem 

Kernsortiment dürfen nur dann auch außerhalb von zentralen 
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Versorgungsbereichen angesiedelt werden, wenn der Umfang der zentren-

relevanten Sortimente maximal 10 % der Gesamtverkaufsfläche beträgt 

und es sich bei diesen Sortimenten um Randsortimente handelt. 

• Grundsatz 6.5-6: Der Umfang der zentrenrelevanten Randsortimente soll 

außerhalb von zentralen Versorgungsgebieten 2.500 m² Verkaufsfläche 

nicht überschreiten. 

• Ziel 6.5-8: Die Gemeinden haben dem Entstehen neuer sowie der Verfesti-

gung und Erweiterung bestehender Einzelhandelsagglomerationen außer-

halb Allgemeiner Siedlungsbereiche entgegenzuwirken. Darüber hinaus ha-

ben sie ebenfalls dem Entstehen neuer sowie der Verfestigung und Erweite-

rung bestehender Einzelhandelsagglomerationen mit zentrenrelevanten 

Sortimenten außerhalb zentraler Versorgungsbereiche entgegenzuwirken. 

Sie haben sicherzustellen, dass eine wesentliche Beeinträchtigung zentraler 

Versorgungsbereiche von Gemeinden durch Einzelhandelsagglomerationen 

vermieden wird. 

 

Regionalplanung 

Der Regionalplan für den Regierungsbezirk Arnsberg, Teilabschnitt Oberbereiche 

Bochum und Hagen, Planungsraum Märkischer Kreis, stellt den Geltungsbereich 

des Bebauungsplans Nr. 7 als Bereich für gewerbliche und industrielle Nutzungen 

(GIB) dar. 

 

Die Ziele der Raumordnung werden gemäß § 1 Abs. 4 BauGB erfüllt. Die landes-

planerische Anfrage gemäß § 34 Landesplanungsgesetz NRW (LPlG NRW) wird bei 

der Bezirksregierung Arnsberg gestellt. 

4.2 Flächennutzungsplan 

Der rechtswirksame Flächennutzungsplan (FNP) der Stadt Halver stellt den Gel-

tungsbereich der Bebauungsplanänderung weitestgehend als gewerbliche Bauflä-

che dar. Entlang der östlichen Plangebietsgrenze ist ein schmaler Streifen als Grün-

fläche dargestellt. Die im Westen bestehende, kleine Waldfläche ist im FNP ent-

sprechend als Waldfläche dargestellt.    

Da mit der Bebauungsplanänderung keine Änderung der bisher festgesetzten Bau-

gebiete beabsichtigt ist, ist die Bebauungsplanänderung somit aus dem Flächen-

nutzungsplan entwickelt. 

4.3 Schutzgebiete 

Innerhalb des Geltungsbereiches der Bebauungsplanänderung bestehen keine 

Schutzgebiete gemäß Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG), wie z.B. Natur-

schutzgebiete, Landschaftsschutzgebiete, Biotopverbundflächen, geschützte oder 

schutzwürdige Biotope. Im Norden grenzt das Plangebiet unmittelbar an das Land-

schaftsschutzgebiet „Märkischer Kreis“ (LSG-4512-0004). 

Im Plangebiet oder der näheren Umgebung wurden bei der Erstellung der nationa-

len Gebietsliste des Landes Nordrhein-Westfalen auch keine FFH-Gebiete oder Vo-

gelschutzgebiete ausgewiesen. 
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4.4 Wasserschutz 

Eine kleine Teilfläche im Nordwesten des Plangebiets befindet sich innerhalb der 

Wasserschutzzone II des Wasserschutzgebiets der Ennepetalsperre. Dieser Teil 

des Industriegebiets ist allerdings nicht bebaut. Der übrige Teil des Plangebiets 

liegt innerhalb der Wasserschutzzone III. Die Wasserschutzgebietsverordnung 

vom 03.04.2002, bekannt gemacht am 11.05.2002 im Amtsblatt Nr. 19/2002 für 

den Regierungsbezirk Arnsberg, ist daher zu beachten. Es gelten die dort aufge-

führten Genehmigungspflichten, Verbote und Duldungspflichten. 

Das Plangebiet wird am nordwestlichen Rand vom Löhbach und im Westen vom 

Schwarzenbach durchflossen. Ein Überschwemmungsgebiet ist für die beiden Bä-

che allerdings nicht ausgewiesen. Das Gebiet ist auch nicht in den Gefahren- und 

Risikokarten gemäß der Hochwasserrisikomanagement-Richtlinie (HWRM-RL) ge-

kennzeichnet. 

4.5 Einzelhandelskonzept 

Am 21.06.2010 hat der Rat die Fortschreibung des Einzelhandelskonzepts aus dem 

Jahr 2005 durch das Büro Stadt + Handel aus Dortmund1 beschlossen. Das Ein-

zelhandelskonzept aus dem Jahr 2005 stammt vom Büro Dr. Donato Acocella2. Ein 

Einzelhandelskonzept ist ein städtebauliches Entwicklungskonzept i. S. v. § 1 

Abs. 6 Nr. 11 BauGB und ist daher bei der Aufstellung von Bauleitplänen zu be-

rücksichtigen. Das Einzelhandelskonzept fungiert damit als Grundlage für zukünf-

tige planungsrechtliche Entscheidungen. 

Die Fortschreibung des Einzelhandelskonzepts formuliert drei übergeordnete Ent-

wicklungsziele für den Einzelhandel in Halver: 

1. Stärkung des Zentrums: Erhaltung und Stärkung des Innenstadtzentrums 

und gleichzeitig Vermeidung schädlicher Auswirkungen auf die flächende-

ckende Nahversorgung, 

2. Flächendeckende Nahversorgung: Sicherung, Stärkung und Ergänzung ei-

ner flächendeckenden Nahversorgung an sinnvollen Standorten, ohne hier-

bei die Entwicklung der Zentren zu beeinträchtigen, 

3. Ergänzende Standorte bereitstellen: Bereitstellung von Flächen für den 

großflächigen, nicht zentrenrelevanten Einzelhandel, ohne hierbei die Ent-

wicklung der Zentren oder der Nahversorgung zu beeinträchtigen.   

Im Einzelhandelskonzept erfolgt zur Umsetzung der übergeordneten Entwicklungs-

ziele eine Empfehlung der künftigen gesamtörtlichen Zentrenstruktur für Halver. 

Dabei wird das Innenstadtzentrum als zentraler Versorgungsbereich räumlich fest-

gelegt. Das Innenstadtzentrum umfasst neben der bestehenden Hauptgeschäfts-

lage und dem Standortbereich Kaufpark auch die Dienstleistungen und Kulturein-

richtungen dazwischen sowie das Bahnhofsgelände. Als ergänzenden Sonder-

standort nennt das Einzelhandelskonzept das Gewerbegebiet „Hagener Straße/ 

Märkische Straße“. Zur Feinsteuerung von Einzelhandelsvorhaben ist eine auf Hal-

ver zugeschnittene Sortimentsliste, die zentrenrelevante, zentren – und nahver-

sorgungsrelevante sowie nicht zentrenrelevante Sortimente voneinander abgrenzt, 

 
1 STADT + HANDEL: Fortschreibung des Einzelhandelskonzepts für die Stadt Halver. Dortmund, Mai 2010.  
2 DR. DONATO ACOCELLA: Einzelhandelskonzept für die Stadt Halver, Dortmund, 2005. 
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definiert. Zentrenrelevante Sortimente prägen einen zentralen Versorgungsbereich 

städtebaulich-funktional, bewirken eine hohe Kundenfrequenz oder sind selbst auf 

Frequenzbringer angewiesen und lassen sich aufgrund ihres überwiegend geringen 

Flächenanspruchs in einen Zentrumsbereich räumlich integrieren. Außerdem kön-

nen die Produkte vom Kunden überwiegend auch ohne Pkw transportiert werden. 

Solche Sortimente sind für einen attraktiven Branchenmix und damit die Attrakti-

vität eines Zentrums notwendig. Nahversorgungsrelevante Sortimente kennzeich-

nen die gleichen Merkmale und sind daher i. d. R. auch zentrumsrelevant. Zugleich 

sind diese jedoch zu einem deutlichen Anteil ihres Bestandes auch außerhalb zent-

raler Lagen angesiedelt und tragen dort zu einer flächendeckenden wohnortnahen 

Grundversorgung für die Wohnbevölkerung mit Waren des täglichen Bedarfs bei. 

Nicht zentrenrelevante Sortimente sind nicht prägend für zentrale Lagen und wer-

den aufgrund ihrer Größe oder Beschaffenheit auch in städtebaulich nicht inte-

grierten Lagen angeboten bzw. eignen sich nicht für eine Ansiedlung in zentralen 

Lagen.     

Zur Konkretisierung der übergeordneten Ziele zur künftigen Einzelhandelsentwick-

lung definiert das Einzelhandelskonzept für alle Arten des Einzelhandels und für 

alle denkbaren Standortkategorien in Halver folgende Ansiedlungsleitsätze: 

• Ansiedlungsleitsatz I: Zentrenrelevanter Einzelhandel als Hauptsortiment ist 

nur im zentralen Versorgungsbereich Innenstadtzentrum Halver anzusie-

deln. 

• Ansiedlungsleitsatz II: Zentrenrelevanter Einzelhandel als Randsortiment ist 

außerhalb des zentralen Versorgungsbereiches Innenstadtzentrum Halver 

nur beschränkt anzusiedeln (bis max. 10 % der Gesamtverkaufsfläche; 

deutliche Zuordnung vom Randsortiment zum Hauptsortiment). 

• Ansiedlungsleitsatz III: Nahversorgungsrelevanter Einzelhandel als 

Hauptsortiment ist primär im zentralen Versorgungsbereich Innenstadt Hal-

ver sowie zur Gewährleistung der Nahversorgung auch an sonstigen inte-

grierten Standorten anzusiedeln. Zur Gewährleistung einer flächendecken-

den Nahversorgung kann nahversorgungsrelevanter Einzelhandel auch an 

sonstigen städtebaulichen integrierten Standorten (Wohnsiedlungsgebie-

ten) angesiedelt werden, sofern der zentrale Versorgungsbereich nicht ge-

schädigt wird. 

• Ansiedlungsleitsatz IV: Großflächiger nicht zentrenrelevanter Einzelhandel 

ist primär am ergänzenden Sonderstandort „Hagener Straße/ Märkische 

Straße“ anzusiedeln. Alternativ dazu kann großflächiger nicht zentrenrele-

vanter Einzelhandel auch im Innenstadtzentrum angesiedelt werden. 

• Ansiedlungsleitsatz V: Verkaufsstellen von landwirtschaftlichen Betrieben, 

Handwerks-, produzierenden und weiterverarbeitenden Betrieben sollen 

ausnahmsweise zugelassen werden. 

Aufgrund der strukturellen Veränderungen der Einzelhandelssituation, insbeson-

dere durch die Realisierung des innerstädtischen Ergänzungsbereiches auf dem 

ehemaligen Bahnhofsgelände, aber auch aufgrund von Veränderungen auf der 

Nachfrageseite und Änderungen der gesetzlichen Grundlagen wurde am 

14.12.2020 vom Rat eine Teilfortschreibung des Einzelhandelskonzepts mit einem 
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Fokus auf die Nahversorgung3 beschlossen. Kerninhalt der Fortschreibung ist die 

Ausweisung eines Nahversorgungsstandortes an der Ecke Frankfurter Straße/ Her-

piner Weg (Netto, Dursty, Lidl geplant). Auch die Teilfortschreibung des Einzelhan-

delskonzepts empfiehlt den Fokus der Nahversorgung auf die zentralen Versor-

gungsbereiche zu setzen. Daher wird weiterhin empfohlen, zentren- und nahver-

sorgungsrelevanten Einzelhandel primär im Innenstadtzentrum zu sichern und zu 

entwickeln. Mit der Ausweisung des Nahversorgungsstandortes wird der Ansied-

lungsleitsatz III dadurch ergänzt, dass nahversorgungsrelevanter Einzelhandel se-

kundär auch am neu ausgewiesenen Nahversorgungsstandort zu sichern und zu 

entwickeln ist, sofern keine negativen Entwicklungen auf das Innenstadtzentrum 

entstehen. 

Der Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung liegt außerhalb der im Einzel-

handelskonzept festgelegten zentralen Versorgungsbereiche. 

4.6 Bebauungsplan 

Der seit 22.03.1966 rechtskräftige Bebauungsplan Nr. 7 „Industriegebiet Löhbach“ 

mit seinen insgesamt acht Änderungen setzt auf einer Fläche von insgesamt 

ca. 25 ha im Nordwesten Industriegebiete und im Südosten Gewerbegebiete fest.  

Die Erschließung der Baugebiete ist über die Festsetzung von öffentlichen Ver-

kehrsflächen gesichert. Ein Teilbereich entlang der östlichen Geltungsbereichs-

grenze ist als öffentliche Grünfläche festgesetzt. Im Norden ist zudem eine Fläche 

für die Land- und Forstwirtschaft festgesetzt. Die entlang der westlichen Geltungs-

bereichsgrenze bestehende Gehölzfläche wird im Bebauungsplan durch die Fest-

setzung einer von einer Bebauung freizuhaltenden Fläche in Kombination mit einer 

Erhaltungsbindung gesichert. Das Pumpwerk des Löhbachs im Norden ist entspre-

chend als Fläche für Beseitigung von Abwasser festgesetzt. 

Der gesamte Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 7 wurde am 12.10.1976 

neugefasst. Daher gilt für den Bebauungsplan die BauNVO in der Fassung von 

1968. 

5. Bestehende Situation 

Innerhalb des Industriegebietes Löhbach sind eine Vielzahl unterschiedlicher Ge-

werbebetriebe, insbesondere produzierende und verarbeitende Betriebe, ansässig. 

Neben den rein gewerblich genutzten Grundstücken befinden sich auch Betriebs-

wohnhäuser im Plangebiet. Bis auf ein ca. 2.800 m² großes Grundstück im Norden, 

sind alle Parzellen bebaut.    

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans sind folgende Einzelhandelsbetriebe an-

sässig: 

• Lidl-Markt, Hagener Straße 48a (Hauptsortiment: Nahrungs- und Genuss-

mittel) 

• Getränke Hoffmann, Schwarzbach 6 (Nahrungs- und Genussmittel) 

• gunmania Sportschützen- und Jagdbedarf, Auf der Löbke 12 (Waffen/ Jagd-

bedarf/ Angeln) 

 
3 STADT + HANDEL: Teilfortschreibung des Einzelhandelskonzeptes für die Stadt Halver (Fokus Nahversor-
gung). Dortmund, November 2020. 
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• ATM-Autoteile Magazin, Hagener Straße 56 (Kfz und Kfz-Zubehör) 

Der ansässige Lidl-Markt wird allerdings seinen Standort im Industriegebiet Löh-

bach aufgeben und an den Herpiner Weg umziehen. Dies wird durch den am 

02.12.2019 eingeleiteten Bebauungsplan Nr. 50 planungsrechtlich geregelt. 

Die Flächen nördlich und westlich des Plangebiets sind durch landwirtschaftliche 

Flächen sowie Waldflächen geprägt. Östlich des Industriegebiets verläuft die Dort-

munder Straße (L 528). Dahinter erstrecken sich mit dem Gewerbegebiet entlang 

der Märkischen Straße sowie dem Märkischen Werk weitere gewerblich genutzte 

Flächen. Im Süden grenzen weitere gewerbliche Flächen sowie Wohnbauflächen 

an das Plangebiet. Südlich davon verläuft die Remscheider Straße (B 229).   

Die Haupterschließung des Industriegebiets erfolgt über die Anbindung der Hage-

ner Straße an die Dortmunder Straße (L 528) im Osten. Eine direkte Anbindung 

an die B 229 besteht hingegen nicht.  

6. Inhalte der Bebauungsplanänderung 

6.1 Umstellung auf die aktuelle Fassung der BauNVO 

Für den Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung gilt derzeit die BauNVO in 

der Fassung von 1968. Demnach sind in den festgesetzten Gewerbe- und Indust-

riegebieten grundsätzlich auch großflächige Einzelhandelsbetriebe zulässig. Ledig-

lich Einkaufszentren und Verbrauchermärkte, die nach Lage, Umfang und Zweck-

bestimmung vorwiegend der übergemeindlichen Versorgung dienen sollen, sind 

gemäß dieser Fassung der BauNVO ausgeschlossen. 

Bei heutigen Planverfahren ist die BauNVO in der Fassung von 2017 anzuwenden 

und zu Grunde zu legen. Um insbesondere die Zulässigkeit von großflächigen Ein-

zelhandelsbetrieben in den Gewerbe- und Industriegebieten auszuschließen, wird 

mit der 9. Änderung des Bebauungsplans Nr. 7 die derzeit geltende Fassung der 

BauNVO eingeführt. Hinsichtlich der Zulässigkeit von Einkaufszentren bzw. groß-

flächigen Einzelhandelsbetrieben greifen damit innerhalb des Geltungsbereiches 

der Bebauungsplanänderung künftig die Regelungen des § 11 Abs. 3 BauNVO. 

Demnach sind großflächige Einzelhandelsbetriebe nur noch in Kerngebieten sowie 

in für sie festgesetzten Sondergebieten zulässig, also nicht mehr innerhalb des 

Geltungsbereiches des Bebauungsplans. Die Regelvermutungsgrenze für die Groß-

flächigkeit von Einzelhandelsbetrieben mit negativen Auswirkungen liegt bei einer 

Geschossfläche von 1.200 m², die von einer Gesamtverkaufsfläche von 800 m² 

ausgeht. 

Der durch die Umstellung auf die BauNVO 2017 bedingte grundsätzliche Aus-

schluss von großflächigen Einzelhandelsbetrieben entspricht dem Ziel 6.5-1 des 

LEP NRW, das die Ansiedlung großflächiger Einzelhandelsbetriebe ausschließlich in 

Allgemeinen Siedlungsbereichen zulässt, sowie dem Ansiedlungsleitsatz IV des 

Einzelhandelskonzepts, wonach eine Ansiedlung großflächiger Einzelhandelsbe-

triebe, auch mit nicht-zentrenrelevanten Sortimenten, außerhalb des Innenstadt-

zentrums sowie des ergänzenden Sonderstandortes „Hagener Straße/ Märkische 

Straße“ vermieden werden soll. Durch den Ausschluss großflächiger Einzelhandels-

betriebe werden damit negative Beeinträchtigungen der Entwicklung und der Funk-

tionsfähigkeit des Innenstadtzentrums von Halver und des ergänzenden 
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Sonderstandortes „Hagener Straße/ Märkische Straße“ sowie der zentralen Ver-

sorgungsbereiche der Nachbarkommunen vermieden und im Vorfeld ausgeschlos-

sen. 

Mit der Umstellung auf die BauNVO 2017 werden für zukünftige Bauvorhaben u.a. 

auch die geänderten Vorschriften über das Maß der baulichen Nutzung in das Ge-

nehmigungsverfahren einzubeziehen sein. So sind mit der Änderung des Bebau-

ungsplans nunmehr gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO auch Nebenanlagen im Sinne des 

§ 14 BauNVO, Garagen und Stellplätze mit ihren Zufahrten sowie bauliche Anlagen 

unterhalb der Geländeoberfläche bei der Ermittlung der Grundfläche in die Berech-

nung einzustellen. Damit wird einer großflächigen Versiegelung im Plangebiet Ein-

halt geboten und den umweltschützenden Belangen im Plangebiet mehr Raum ge-

geben. 

Zudem sind insbesondere die folgenden Änderungen mit der Umstellung auf die 

aktuelle BauNVO verbunden: 

• Die Beurteilung der Zulässigkeit von baulichen und sonstigen Anlagen er-

folgt nicht mehr nur allein nach städtebaulichen Gesichtspunkten, sondern 

auch unter Berücksichtigung von immissionsschutzrechtlichen Bestimmun-

gen (BImschG). 

• Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsin-

haber und Betriebsleiter sind im Gewerbegebiet und Industriegebiet nur 

dann noch zulässig, wenn sie dem Gewerbe- bzw. Industriegebiet zugeord-

net und im gegenüber in Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind 

(§ 8 Abs. 3 BauNVO und § 9 Abs. 3 BauNVO). 

• Vergnügungsstätten sind im Gewerbegebiet nur noch ausnahmsweise zu-

lässig (§ 8 Abs. 3 BauNVO). 

• Die Flächen von Aufenthaltsräumen in anderen Geschossen als den Vollge-

schossen müssen nicht mehr automatisch angerechnet werden, sondern 

nur, wenn es ausdrücklich im Bebauungsplan festgesetzt ist (§ 20 Abs. 3 

BauNVO). 

Die planungsrechtlichen Änderungen, die sich durch die Umstellung auf die 

BauNVO 2017 ergeben, gelten lediglich für künftige genehmigungspflichtige Bau-

vorhaben. Die bereits bestehenden und genehmigten Anlagen unterliegen dem Be-

standsschutz. 

6.2 Art der baulichen Nutzung 

Steuerung von Einzelhandelsbetrieben 

Durch die Umstellung auf die BauNVO 2017 kann lediglich die Ansiedlung großflä-

chiger Einzelhandelsbetriebe mit entsprechend negativen Auswirkungen auf Um-

welt, Verkehr und Einzelhandelsstruktur planerisch gesteuert werden. Um die 

Empfehlungen der Fortschreibungen des Einzelhandelskonzepts auch in Bezug auf 

Einzelhandelsbetriebe, die unterhalb der Schwelle zur Großflächigkeit liegen, um-

zusetzen, werden mit der 9. Änderung des Bebauungsplans Nr. 7 weitere Festset-

zungen bzgl. der Zulässigkeit von Einzelhandelsbetrieben getroffen. Die Festset-

zungen entsprechen insgesamt dem in § 1 Abs. 6 Nr. 4 BauGB i. V. m. § 2 Abs. 2 



Stadt Halver   Bebauungsplan Nr. 7 „Industriegebiet Löhbach“, 9. Änderung             12 

 

Begründung  Dezember 2023 

 

BauGB formulierten Ziel, dass bei der Aufstellung von Bauleitplänen die Erhaltung 

und Entwicklung zentraler Versorgungsbereiche zu berücksichtigen ist.  

Einzelhandel mit nahversorgungsrelevanten Sortimenten 

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 1 Abs. 1 Nr. 5 BauNVO werden daher im 

Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung die in den Gewerbegebieten gemäß 

§ 8 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO und in den Industriegebieten gemäß § 9 Abs. 2 Nr. 1 

BauNVO allgemein zulässigen Einzelhandelsbetriebe und sonstige Betriebe mit 

Verkaufsstätten für den Verkauf an Endverbrauchern (enthalten in den Gewerbe-

betrieben aller Art) mit nahversorgungsrelevanten Sortimenten ausgeschlossen. 

Diese Festsetzung entspricht dem Ansiedlungsleitsatz III des Einzelhandelskon-

zeptes, wonach nahversorgungsrelevanter Einzelhandel primär im Innenstadtzent-

rum und sekundär am Nahversorgungsstandort anzusiedeln sind. 

Da gemäß dem Ansiedlungsleitsatz III nahversorgungsrelevanter Einzelhandel als 

Hauptsortiment zur Gewährleistung der Nahversorgung auch an sonstigen inte-

grierten Standorten - außerhalb der beiden zentralen Versorgungsbereiche - an-

gesiedelt werden kann, hat das Büro Stadt + Handel in einer Stellungnahme4 über-

prüft, inwieweit kleinflächige, nahversorgungsrelevante Betriebstypen im Gel-

tungsbereich der Bebauungsplanänderung verträglich sind. Zu kleinflächigen und 

nahversorgungsrelevanten Betrieben zählen gemäß der Stellungnahme 

• Bäckereien mit ca. 30 m² Verkaufsfläche (VKF), 

• Metzgereien mit ca. 30 m² VKF, 

• Hofläden mit ca. 40 m² VKF, 

• Convenience Stores mit ca. 40 m² VKF, 

• Getränkemärkte mit ca. 400 m² VKF, 

• Kioske mit ca. 20 m² VKF, 

• Tankstellenshops mit ca. 20 m² VKF, 

• Apotheken mit ca. 70 m² VKF sowie 

• Blumengeschäfte mit ca. 30 m² VKF. 

Zur Bewertung, ob diese Betriebsarten innerhalb des Geltungsbereichs der Bebau-

ungsplanänderung verträglich sind, wurde das typische Umsatzvolumen der in Be-

tracht kommenden Betriebe mit der im situativen Nahbereich des Geltungsbereichs 

der Bebauungsplanänderung abschöpfbaren Kaufkraft verglichen. Der definierte 

Nahbereich orientiert sich an der räumlichen Erreichbarkeit des Bebauungsplange-

bietes und definiert sich im Wesentlichen durch eine Gehzeit von ca. 10 Minuten 

als Qualitätskriterium einer fußläufigen, wohnungsnahen Versorgung sowie durch 

die bestehende Siedlungsstruktur. Die Höhe der abschöpfbaren Kaufkraft für die 

einzelnen Betriebstypen ergibt sich v.a. anhand der im Nahbereich abgeschätzten 

Einwohnerzahl. Bedingung für die Verträglichkeit der einzelnen Betriebe ist, dass 

lediglich ein Teil der in der engeren Umgebung (Nahbereich) zur Verfügung ste-

henden Kaufkraft abgeschöpft wird. Deutlich höhere Kaufkraftabschöpfungen wür-

den eine Nahversorgungsfunktion des Betriebs übersteigen und hätten damit ne-

gative Auswirkungen auf die Funktionalität des Innenstadtzentrums bzw. Nahver-

sorgungsstandortes von Halver zur Folge. Liegt das typischerweise anzunehmende 

Umsatzvolumen eines kleinflächigen, nahversorgungsrelevanten Betriebs unter-

halb der im Nahbereich abschöpfbaren Kaufkraft, so ist dieser Betrieb im 

 
4 STADT + HANDEL: Stellungnahme Planungsrechtliche Umsetzung des EHK Halver. Dortmund, August 2023. 
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Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung verträglich und wird dementspre-

chend im Bebauungsplan zugelassen. Im Geltungsbereich der Bebauungsplanän-

derung trifft dies lediglich auf Kioske mit max. 30 m² VKF zu. 

Die Ermöglichung eines kleinen Kiosks mit nahversorgungsrelevanten Sortimenten 

trägt zu einer flächendeckenden Nahversorgung im Stadtgebiet bei. Gleichzeitig 

wird durch die auf die Lage der Bebauungsplanänderung zugeschnittene, be-

grenzte Auswahl der zulässigen Betriebe sowie die Begrenzung der Verkaufsflä-

chengröße vermieden, dass die zentralen Versorgungsbereiche durch zu viel Kauf-

kraftabfluss aus den Zentren geschwächt werden könnten. 

Einzelhandel mit zentrenrelevanten Sortimenten 

Neben dem nahezu vollständigen Ausschluss nahversorgungsrelevanter Sorti-

mente wird festgesetzt, dass Einzelhandelsbetriebe mit zentrenrelevanten Sorti-

menten nur zulässig sind, wenn der Anteil zentrenrelevanter Sortimente maximal 

10 % der Gesamtverkaufsfläche beträgt und es sich bei diesen Sortimenten um 

Randsortimente handelt. Einzelhandelsbetriebe mit zentrenrelevanten Sortimen-

ten als Hauptsortiment werden somit ausgeschlossen. Dies entspricht den Ansied-

lungsleitsätzen I und II des Einzelhandelskonzepts. Die Gründe für den Ausschluss 

bzw. die Beschränkung zentrenrelevanter Sortimente sind grundsätzlich die glei-

chen wie für den Ausschluss nahversorgungsrelevanter Sortimente. Zentrenrele-

vante Sortimente sollen weitestgehend ausschließlich im Innenstadtzentrum an-

geboten werden, um den zur Aufrechterhaltung der Funktionalität und Attraktivität 

des Zentrums erforderlichen Branchenmix zu gewährleisten. Eine Streuung von 

Betrieben mit zentrenrelevanten Sortimenten über das gesamte Stadtgebiet wird 

durch die Bündelung solcher wichtigen Einzelhandelsangebote vermieden. Als 

Randsortiment sind zentrenrelevante Sortimente jedoch zumindest eingeschränkt 

weiterhin zulässig. Dies ist erforderlich, um Einzelhandelsbetriebe mit nicht-zen-

trenrelevanten Hauptsortimenten, die typischerweise untergeordnet auch zentren-

relevante Sortimente anbieten, nicht grundsätzlich auszuschließen. Hierzu zählt 

z.B. ein (nicht großflächiges) Möbelgeschäft, das auch untergeordnet zentrenrele-

vante Wohneinrichtungsgegenstände anbietet. Die Festlegung, dass es sich bei ei-

nem Anteil von bis zu 10 % an der Gesamtverkaufsfläche noch um Randsortimente 

handelt, entspricht dem Ziel 6.5-5 des LEP NRW und basiert zum einen auf Recht-

sprechungen zum Begriff „Randsortiment“ und zum anderen auf Untersuchungen 

der bestehenden Einzelhandelsstrukturen in NRW. 

Einzelhandel mit nicht-zentrenrelevanten Sortimenten  

Einzelhandelsbetriebe mit nicht-zentrenrelevanten Sortimenten werden im Gel-

tungsbereich der Bebauungsplanänderung hingegen nicht ausgeschlossen. Solche 

Betriebe sind für die Funktionalität von zentralen Versorgungsbereichen nicht 

zwingend erforderlich und lassen sich dort häufig auch nicht verträglich unterbrin-

gen. Sie beschränken sich auf die Versorgung der Bevölkerung mit Waren für den 

langfristigen Bedarf, die nur aperiodisch nachgefragt werden und können daher 

z.B. auch in städtebaulich nicht integrierten Lagen angeboten werden. Durch die 

Umstellung auf die BauNVO 2017 (vgl. Kapitel 6.1) sind jedoch nur Betriebe un-

terhalb der Großflächigkeit (< 800 m² Verkaufsfläche) zulässig. 
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Werksverkäufe 

Um den sogenannten Werksverkauf von zentren- oder nahversorgungsrelevanten 

Sortimenten, auf den bestimmte Betriebe angewiesen sind, nicht grundsätzlich 

auszuschließen, ist der Verkauf von in den Gewerbebetrieben produzierten Waren 

ausnahmsweise zulässig. Als Bedingung für eine solche Ausnahme gemäß § 31 

Abs. 1 BauGB ist festgesetzt, dass die Verkaufsstätte im unmittelbaren räumlichen 

und betrieblichen Zusammenhang mit einem Betrieb des produzierenden oder ver-

arbeitenden Handwerks oder Gewerbes stehen muss und ausschließlich Waren aus 

eigener Herstellung angeboten werden. Zum Schutz der bestehenden zentralen 

Versorgungsbereiche darf auch für den Werksverkauf die Verkaufsfläche für zen-

tren- und nahversorgungsrelevante Sortimente 100 m² nicht überschreiten, womit 

diese deutlich unterhalb der Vermutungsgrenze für Beeinträchtigungen der Einzel-

handels- und Zentrenstruktur im Stadtgebiet liegt. Durch die ausnahmsweise Zu-

lässigkeit von Werksverkäufen wird dem Ansiedlungsleitsatz V des Einzelhandels-

konzepts entsprochen. 

„Halveraner Liste“ 

Die bzgl. der zulässigen Sortimente gemäß dem Einzelhandelskonzept maßgebli-

che Sortimentsliste der Stadt Halver („Halveraner Liste“) wird als Anhang zu den 

textlichen Festsetzungen aufgeführt. 

 

Ausschluss von Vergnügungsstätten und Bordellen 

Unter Anwendung des § 1 Abs. 1 Nr. 5 und 9 BauNVO werden die in den Gewer-

begebieten gemäß § 8 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO und in den Industriegebieten gemäß 

§ 9 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO allgemein zulässigen Bordelle und bordellartige Betriebe 

(enthalten in den Gewerbetrieben aller Art) sowie die in den Gewerbegebieten ge-

mäß § 8 Abs. 3 Nr. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Vergnügungsstätten aus-

geschlossen. 

Vergnügungsstätten sowie Bordelle und bordellartige Betriebe stehen im Wider-

spruch zu dem Ziel der Stadt Halver, innerhalb des Gewerbegebiets vorrangig Be-

triebe des produzierenden und verarbeitenden Gewerbes sowie des klassischen 

Dienstleistungsgewerbes mit einer möglichst großen Zahl von Arbeitsplätzen an-

zusiedeln. Da Vergnügungsstätten (insbesondere Spielhallen) sowie Betriebe im 

Erotikgewerbe (Bordelle und bordellartige Betriebe) regelmäßig bei eher geringem 

Investitionsbedarf vergleichsweise hohe Gewinnerwartungen erzielen, sind sie ge-

eignet, andere Gewerbebetriebe mit deutlich höherem Investitionsbedarf und ge-

ringerer Ertragsstärke zu verdrängen. Solche Nutzungen können daher zu einer 

Verschiebung des Bodenpreisgefüges und zu Verdrängungseffekten führen. Dar-

über hinaus muss mit einem Imageverlust, einer Niveauabsenkung und einem Ver-

lust der Lagequalität des Gebiets gerechnet werden. Dies gilt insbesondere dann, 

wenn eine städtebaulich nachteilige Häufung von Vergnügungsstätten und Bordel-

len bzw. eine Bordellkonzentration zu befürchten ist. Als Folge einer solchen Ab-

wertung des Gebiets kann es zu Abwanderungen kommen und das Gebiet für Neu-

ansiedlungen „klassischer“ Gewerbebetriebe (produzierendes und verarbeitendes 

Gewerbe, Handwerksbetriebe, Baufirmen usw.) unattraktiv werden. Dies kann zu 

zunehmenden Leerständen führen. Es kann so zu einer massiven Konzentration 

von Vergnügungsstätten oder Vergnügungseinrichtungen bzw. Betriebe im 
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Erotikgewerbe und einer negativen Milieubildung kommen. Langfristig besteht eine 

Gefährdung der vorhandenen Gebietsstruktur. Das Zusammenwirken dieser Effekt 

führt zum so genannten Trading-Down-Effekt und einem erheblichen Imageverfall 

des Standortes. Eine solche städtebauliche Fehlentwicklung soll im Plangebiet ver-

mieden werden. 

Der Ausschluss von Vergnügungsstätten sowie Bordellen und bordellartigen Be-

trieben führt nicht dazu, dass solche Anlagen im gesamten Stadtgebiet nicht mehr 

zulässig sind. Grundsätzlich wären solche Nutzungen weiterhin im Stadtkern zu-

lässig. 

 

Zweckbestimmung der Gewerbe- und Industriegebiete 

Durch die oben aufgeführten Ausschlüsse bestimmter Einzelhandelsbetriebe und 

von Vergnügungsstätten sowie Bordellen bleibt der allgemeine Gebietscharakter 

der Gewerbegebiete gemäß § 8 Abs. 1 BauNVO sowie der Industriegebiete gemäß 

§ 9 Abs. 1 BauNVO gewahrt, da eine Vielzahl an Gewerbebetrieben weiterhin zu-

lässig bleiben. 

6.3 Örtliche Bauvorschriften 

Um negative optische Auswirkungen auf das Ortsbild durch zu große oder beson-

ders störende Werbeanlagen im öffentlichen Raum zu vermeiden, ist gemäß § 9 

Abs. 4 BauGB i. V. m. § 89 BauO NRW festgesetzt, dass Werbeanlagen mit Aus-

nahme einer maximal 10 m² großen Gemeinschaftswerbeanlage an der Zufahrt 

zum Industriegebiet nur an der Stätte der Leistung zulässig sind. Fahnen, Werbe-

masten und Laserlichtanlagen sowie Werbeanlagen in Form von Blinklichtern, lau-

fenden Schriftbändern und im Wechsel und in Stufen schaltbare Anlagen sind nicht 

zulässig, da von solchen Anlagen in der Regel negative Auswirkungen auf das Orts-

bild ausgehen. Um die Wirkung von Pylonen und Stelen einzuschränken, werden 

diese Anlagen in ihrer Höhe auf 2,5 m beschränkt. 

Die Beschränkung der Gestaltung von Werbeanlagen führt dazu, dass es zu keiner 

Überfrachtung des öffentlichen Raums mit solchen Anlagen kommt. Eine ausrei-

chende Werbemöglichkeit für bestehende und künftige Betriebe bleibt trotzdem 

gewährleistet. 

7. Auswirkungen 

7.1 Städtebauliche Entwicklung und Ordnung 

Durch die Bebauungsplanänderung sind keine nachteiligen Auswirkungen auf die 

städtebauliche Entwicklung und Ordnung zu erwarten. Vielmehr wird durch die Be-

schränkung der Zulässigkeit von Einzelhandelsbetrieben außerhalb des innerstäd-

tischen zentralen Versorgungsbereiches eine städtebauliche Fehlentwicklung ver-

mieden. Der Ausschluss von Vergnügungsstätten, Bordellen- und bordellartigen 

Betrieben trägt dazu bei, einen durch solche Anlagen verursachten Trading-Down-

Effekt zu verhindern. Die einschränkenden Regelungen zur Zulässigkeit von Wer-

beanlagen verhindern künftig negative Auswirkungen auf das Ortsbild durch solche 

Anlagen.   
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7.2 Entschädigung 

Aufgrund der Einschränkung der bisher zulässigen Grundstücksnutzung ist eine 

Wertminderung der betroffenen Grundstücke nicht gänzlich auszuschließen. So-

fern die Wertminderung nicht unwesentlich ist, könnten Entschädigungsansprüche 

nach §§ 42 ff. BauGB geltend gemacht werden. Da die Rechtskraft des Bebau-

ungsplans jedoch mehr als sieben Jahre (Plangewährleistungsfrist) zurückliegt, 

kann gemäß § 42 Abs. 2 BauGB der Entschädigungsanspruch hier nicht mehr gel-

tend gemacht werden. 

Da aus dem weitreichenden Spektrum der in den Gewerbe- und Industriegebieten 

allgemein und ausnahmsweise zulässigen (gewerblichen) Nutzungen lediglich Ein-

zelhandelsnutzungen, Bordelle und bordellartige Betriebe sowie Vergnügungsstät-

ten ausgeschlossen werden, sind die Einschränkungen des Grundeigentums im 

Verhältnis zu dem Gewicht der Ziele der Bebauungsplanänderung jedoch auch 

nicht im engeren Sinne unverhältnismäßig. 

7.3 Bestandsschutz 

Die im Geltungsbereich des Bebauungsplans ansässigen Einzelhandelsbetriebe 

Lidl, Getränke Hoffmann sowie gunmania Sportschützen- und Jagdbedarf werden 

durch die Bebauungsplanänderung unzulässig, da sie im Hauptsortiment zentren-

relevante sowie im Fall von Lidl und Getränke Hoffmann sogar gleichzeitig nahver-

sorgungsrelevante Sortimente führen. Der ebenfalls ansässige Händler von Kfz-

Zubehör (ATM-Autoteile Magazin) führt nicht-zentrenrelevante Sortimente und 

wäre nur unzulässig, wenn die Verkaufsflächengröße die Schwelle zur Großflächig-

keit gemäß § 11 Abs. 3 BauNVO übersteigt. 

Allerdings genießen alle Einzelhandelsbetriebe im genehmigten Umfang Bestands-

schutz. Dieser sogenannte passive Bestandsschutz umfasst das Recht des Betrei-

bers, seine genehmigte und damit rechtmäßig errichtete Anlage entsprechend ih-

rer ursprünglichen Genehmigung zu nutzen, auch wenn diese nach der Bebau-

ungsplanänderung nicht mehr genehmigungsfähig wäre. Geschützt wird das Ge-

bäude im Umfang seines vorhandenen baulichen Bestands und in seiner geneh-

migten Funktion. Mit einer Beseitigung des Gebäudes erlischt der Bestandsschutz. 

Der Bestandsschutz erlischt ebenfalls durch Änderung der Funktion eines Gebäu-

des aufgrund einer Nutzungsänderung. Aus dem sogenannten aktiven Bestands-

schutz kann unter Umständen die Genehmigung von Folgemaßnahmen hergeleitet 

werden, insbesondere notwendige Maßnahmen zur Erhaltung des Gebäudes, wie 

Instandsetzungs- und Renovierungsmaßnahmen. Voraussetzung für vom Be-

standsschutz gedeckte Reparaturen ist, dass die Identität der baulichen Anlage 

erhalten bleibt. Das bedeutet, dass ein Ausbau und Erweiterungen größeren Um-

fangs grundsätzlich nicht vom Bestandsschutz gedeckt sind.     

7.4 Natur, Landschaft, Umwelt 

7.4.1  Umweltbericht 

Durch die Umstellung auf die aktuelle Fassung der BauNVO sowie die Beschrän-

kung der Zulässigkeit von Einzelhandelsbetrieben, Vergnügungsstätten sowie Bor-

dellen und bordellartigen Betrieben ergeben sich keine unmittelbaren oder mittel-

baren umweltrelevanten Auswirkungen in Bezug auf die Umweltbelange gemäß 
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§ 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a BauGB. Wechselwirkungen zwischen den Umweltbelan-

gen sind ebenfalls nicht zu erwarten. 

7.4.2  Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzierung 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans wird durch die Änderung nicht verän-

dert. Das zulässige Maß der baulichen Nutzung wird nicht erhöht. Die Flächen sind 

bereits überwiegend bebaut. Die Änderung des Bebauungsplans stellt somit keinen 

zusätzlichen Eingriff in Natur und Landschaft im Sinne des § 14 BNatSchG dar. 

Eine Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung ist damit nicht erforderlich. 

7.4.3  Artenschutz 

Im Rahmen von Bauleitplanverfahren sind die Belange des Artenschutzes im Sinne 

des BNatSchG zu berücksichtigen. Aus den unmittelbar geltenden Regelungen des 

BNatSchG ergibt sich im Bauleitplanverfahren die Notwendigkeit der Durchführung 

einer Artenschutzprüfung (ASP). 

Dadurch, dass durch den Ausschluss einiger Nutzungsarten sowie die Beschrän-

kung der Zulässigkeit von Werbeanlagen keine Eingriffe in Natur und Landschaft 

vorbereitet werden, ist festzustellen, dass durch die 9. Änderung des Bebauungs-

plans Nr. 7 keine planungsrelevanten Arten verletzt oder getötet (§ 44 Abs. 1 

BNatSchG) bzw. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten (§ 44 Abs. 5 BNatSchG) be-

schädigt oder zerstört werden können. Darüber hinaus können Störungen, die zu 

einer Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen Population führen 

können, ausgeschlossen werden. Insbesondere bleibt die nach § 44 Abs. 5 

BNatSchG zu schützende „ökologische Funktion“ der Fortpflanzungs- und Ruhe-

stätten für alle planungsrelevanten Arten erhalten. Das Auslösen von Verbotstat-

beständen gemäß § 44 BNatSchG ist daher nicht zu erwarten. 

7.5 Bodenordnung 

Maßnahmen zur Bodenordnung werden durch die Planung nicht erforderlich. 

 

 
------------------------------------------------- 
Halver, den  

 
 

 
………………………………… 
Der Bürgermeister 


